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Zwischenstaatliche 
Sozialversicherung im 
Verhältnis zu 49 Staaten

Die internationalen Beziehungen Österreichs auf
dem Gebiet der Sozialversicherung werden seit mehr
als 50 Jahren ständig ausgebaut. Österreich hat mit
einer Reihe von Staaten zweiseitige „Abkommen
über soziale Sicherheit“ geschlossen, die im Allge-
meinen auf nachstehenden Grundsätzen beruhen:
l Gleichbehandlung der Staatsangehörigen der Ver-

tragsstaaten im Bereich der sozialen Sicherheit;
l Berücksichtigung der im anderen Vertragsstaat zu-

rückgelegten Versicherungszeiten für den Erwerb
und die Aufrechterhaltung von Leistungsansprü-
chen;

l Ermittlung der österreichischen Pensionen nach
der „Direktberechnung“ (die Pensionsberechnung
erfolgt ausschließlich mit den österreichischen
Versicherungszeiten);

l Berücksichtigung der im anderen Vertragsstaat ein-
getretenen Arbeitsunfälle bzw. Berufskrankheiten;

l Export bestimmter Geldleistungen an Anspruchs-
berechtigte im anderen Vertragsstaat;

l Leistungsaushilfe im Bereich der Kranken- und
Unfallversicherung durch die Versicherungsträger
im anderen Vertragsstaat.

Neben den bilateralen Abkommen sind auch multilate-
rale Instrumente wirksam, und zwar das „Abkommen
über den Europäischen Wirtschaftsraum“, das „Euro-
päische Abkommen über soziale Sicherheit“ zwischen
Österreich, Luxemburg, der Türkei, den Niederlanden,
Portugal, Belgien, Spanien und Italien sowie das 
„Vierseitige Übereinkommen“ zwischen Österreich,
Deutschland, der Schweiz und Liechtenstein. 

Das zuletzt genannte Abkommen sichert im Be-
reich der Pensionsversicherung u. a. die Eröffnung
und Bemessung von Leistungsansprüchen, wenn
Beschäftigungszeiten in drei oder allen vier Staa-
ten vorhanden sind. 

Mit Inkrafttreten des multilateralen „Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum“ (EWR-
Abkommen) ist im Bereich der sozialen Sicherheit seit
1. Jänner 1994 auch in Österreich das sekundäre EU-
Recht (darunter fallen insbesondere die Verordnungen
und Richtlinien) anzuwenden. 
Durch den Beitritt Österreichs zur Europäischen Uni-
on (EU) am 1. Jänner 1995 sind aufgrund der bereits
geltenden EU-Rechtsvorschriften durch das EWR-
Abkommen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit
der Wanderarbeitnehmer keine Änderungen mehr ein-
getreten.
Seit 1. Juni 2002 sind durch das Abkommen zwischen
der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft andererseits über die Freizügigkeit im Be-
reich der sozialen Sicherheit im Verhältnis zur
Schweiz grundsätzlich die Bestimmungen der Verord-
nungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 anzuwen-
den. Seit 1. April 2012 sind die Nachfolgeverordnun-
gen (EG) Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 im Verhält-
nis zur Schweiz wirksam; mit 1. Juni 2012 erfolgte die
Ausdehnung auf die EWR-Staaten (Island, Lichten-
stein, Norwegen).
Eines der grundlegenden Ziele des EU-Rechts besteht
darin, die Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung
für die Einwohner der EU-Mitgliedstaaten bzw. EWR-
Staaten zu verwirklichen. Die EU- bzw. EWR-Bürger
haben daher das Recht, in jedem EU-Mitgliedstaat
bzw. EWR-Staat zu leben und zu arbeiten. Bei einem
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Wechsel von einem EU-Mitgliedstaat bzw. EWR-Staat
in den anderen gehen die erworbenen Rechte im Be-
reich der sozialen Sicherheit somit nicht verloren.
Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Sozialversiche-
rungssysteme in der EU bzw. im EWR einheitlich ge-
staltet werden. Derzeit gibt es keine Richtlinien, die ei-
ne generelle Harmonisierung der Rechtsvorschriften
der EU-Mitgliedstaaten bzw. EWR-Staaten verlangen.
In den einschlägigen Papieren wird stets betont, dass
derartige Schritte auch in Zukunft nicht beabsichtigt
sind. 
Während die Richtlinien zu einer bestimmten Ausge-
staltung des innerstaatlichen Rechts verpflichten, ha-
ben die Verordnungen – wie auch die von Österreich
geschlossenen Abkommen über soziale Sicherheit –
die Aufgabe, die nationalen Rechtsvorschriften zu ko-
ordinieren, wozu es aber keiner Änderung der öster-
reichischen Rechtsvorschriften bedarf, weil es sich
dabei um unmittelbar anwendbares Recht handelt. 
Das EU-Recht führt in der Sozialversicherung durch
die Anwendung der Verordnungen (EG) Nr. 883/2004
und Nr. 987/2009 teilweise zu einer Besserstellung ge-
genüber der Rechtslage aufgrund der von Österreich
geschlossenen Sozialversicherungsabkommen, wobei
die wichtigsten Änderungen in der Kranken- und in
der Pensionsversicherung zu verzeichnen sind.

Am 29. März 2017 hat das Vereinigte Königreich
nach einer Volksabstimmung offiziell seinen Austritt
aus der Europäischen Union erklärt. Entsprechend
des Beschlusses (EU) 2019/584 des Europäischen
Rates, im Einvernehmen mit dem Vereinigten Kö-
nigreich gefasst, endet die Mitgliedschaft des Verei-
nigten Königreichs am 31. Oktober 2019. Es ist noch
immer unklar, ob es ein Austrittsabkommen geben
wird, eventuell nochmals das Austrittsdatum ver-
schoben oder es zu einem ungeordneten Austritt – ei-
nem sogenannten „Hard Brexit“ – kommen wird. 

Für die Bediensteten der in Österreich ansässigen inter-
nationalen Organisationen wie Internationale Atom-
energie-Organisation (IAEO), UN-Organisation für in-
dustrielle Entwicklung (UNIDO), Organisation der
erdölexportierenden Länder (OPEC), Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE), In-
ternationales Institut für angewandte Systemanalyse
(IIASA), EU-IT - Europäische Agentur für das Be-
triebsmanagement von IT-Großsystemen im Raum der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts,  Internationale
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (IBWE), In-

Staat Kranken- Unfall-  Pensions- Arbeitslosen- Familien-
versicherung versicherung versicherung versicherung beihilfe

Albanien       x1 x1 x x
Australien        x
Bosnien und Herzegowina x x x x
Chile       x
Indien x
Israel         x1 x x x x
Kanada (einschließlich Quebec)     x
Korea x
Kosovo3

Moldau x
Montenegro x x x x
Nordmazedonien x x x x
Philippinen       x1 x
Serbien x x x x
Tunesien x2 x1 x
Türkei x x x
Uruguay x
USA         x

EWR-Abkommen x x x x x
Europäisches Abkommen x
Vierseitiges Übereinkommen x

Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, 
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, 
Tschechien, Ungarn, Zypern4 x x x x x
1  Jedoch keine Sachleistungsaushilfe.
2  Sachleistungsaushilfe nur für Pensionisten.
3  Teilweise Suspendierung des Abkommens zwischen der Österreich und Kosovo durch BGBl. III 132/2012 am 6. September 2012, die Bestimmungen über die Anzu-

wendenden Rechtsvorschriften bleiben weiterhin anwendbar.
4  Derzeit nur für den griechischen Teil.
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ternationales Zentrum für Migrationspolitikentwick-
lung (ICMPD), ICPDR - International Commission for
the Protection of the Danube River (Internat. Kom-
mission zum Schutz der Donau über den Amtssitz der
Internationalen Kommission), IOM - Internationale
Organisation für Migration, Hochkommissär für die
Flüchtlinge (UNHCR), Ständiges Sekretariat des
Übereinkommens zum Schutz der Alpen (Alpenkon-
vention), Vorbereitende Kommission für die Organisa-
tion des Vertrags über das umfassende Verbot von Nu-
klearversuchen (CTBO), Energiegemeinschaft, IACA
- Internationale Anti-Korruptionsakademie, KAZ - In-
ternationales König Abdullah bin Abdulaziz Zentrum
für interreligiösen und interkulturellen Dialog Joint
Vienna Institute (JVI), Vereinte Nationen, Wassenaar-
Abkommen und Agentur der Europäischen Union für
Grundrechte bestehen entweder Abkommen oder ge-
setzliche Regelungen für den Bereich der sozialen Si-
cherheit. Aufgrund eines Notenwechsels zwischen der

Republik Österreich und den Vereinten Nationen ist
das Abkommen zwischen der Republik Österreich und
der UNIDO auch auf die Bediensteten jener Ämter der
Vereinten Nationen anzuwenden, die mit Zustimmung
der Bundesregierung in Österreich errichtet wurden. 
Ein weiterer Vertrag mit der Europäischen Organisati-
on für Kernforschung (CERN) in Genf sieht die sozial-
versicherungsrechtliche Reintegration der bei dieser
Organisation tätigen österreichischen Staatsangehöri-
gen vor; für Beamte der Organe der EU (Rat, Kommis-
sion, Parlament, Europäischer Gerichtshof und Euro-
päischer Rechnungshof, aber auch für die Beamten der
Europäischen Investitionsbank) bestehen gesetzliche
Regelungen hinsichtlich der Pensionsversicherung im
EU-Beamten-Sozialversicherungsgesetz (EUB-SVG).
Geregelt wurde ebenfalls, dass Bedienstete des Euro-
parates von den österreichischen Sozialversicherungs-
gesetzen ausgenommen sind, sofern sie dem Sozial-
versicherungssystem des Europarates unterliegen.

Sicher in den Urlaub
Krankenversicherungsschutz
bei Urlaub und Dienstreise
Im Verhältnis zu folgenden 36 Staaten, mit denen
Österreich Abkommen über soziale Sicherheit abge-
schlossen hat bzw. in denen das EU-Recht wirksam
ist, wird der Schutz der sozialen Krankenversicherung
auch während des Urlaubs sichergestellt:

Den zwischenstaatlichen Betreuungsschein erhalten
Arbeiter, Angestellte und Vertragsbedienstete bei ihrem
Dienstgeber oder beim zuständigen Krankenversiche-
rungsträger; Beamten, Gewerbetreibenden, Bauern
und Pensionisten wird der Betreuungsschein vom zu-

ständigen Krankenversicherungsträger ausgestellt. In
jenen Staaten, in denen das EU-Recht wirksam ist,
wird die „Europäische Krankenversicherungskar-
te“ („EKVK“) verwendet, die in Österreich auf der
Rückseite der e-card aufgebracht ist. Im Falle einer Er-
krankung während des Aufenthaltes in einem der vor-
genannten Staaten, in denen die EU-Rechtsvor-
schriften anzuwenden sind, ist die „EKVK“ oder die
„Bescheinigung als provisorischer Ersatz für die
Europäische Krankenversicherungskarte“ („PEB“)
ohne Einschaltung des Trägers des Aufenthaltsortes di-
rekt dem Leistungserbringer vorzulegen. 
In der Türkei ist der Betreuungsschein bzw. für Mon-
tenegro, Serbien sowie Bosnien und Herzegowina
die EKVK bei dem für den Aufenthaltsort in Betracht
kommenden Träger  – dessen Adresse an Ort und Stel-
le zu erfragen ist – vorzulegen und in eine im jeweili-
gen Staat gültige Anspruchsbescheinigung umzutau-
schen. Mit dieser Bescheinigung können dann ärztliche
Hilfe, Medikamente und auch Spitalspflege auf Kosten
des zuständigen österreichischen Krankenversiche-
rungsträgers in Anspruch genommen werden. In Nord-
mazedonien kann die EKVK direkt beim Leistungser-
bringer vorgelegt werden.
Führt der Urlaub oder die Dienstreise nicht in einen der
oben angeführten Staaten, müssen die dort aus einer
Krankenbehandlung erwachsenen Kosten zunächst
selbst gezahlt werden. Während bei einem Urlaub der
zuständige österreichische Krankenversicherungsträger
gegen Vorlage der Honorarnote, der Spitals- bzw. Apo-
thekenrechnung einen Kostenersatz in Höhe jenes Be-
trages gewährt, der bei einer Erkrankung im Inland auf-
zuwenden gewesen wäre, ist im Falle einer Dienstreise
grundsätzlich der Dienstgeber zur Leistungserbringung
verpflichtet.

Belgien*, Bosnien und Herzegowina***, Bulga-
rien*, Dänemark*, Deutschland*, Estland*, Finn-
land*, Frankreich*, Griechenland*, Großbritan-
nien*, Irland*, Island*, Italien*, Kosovo**, Kroa-
tien*, Lettland*, Liechtenstein*, Litauen*, Luxem-
burg*, Malta*, Montenegro***, Niederlande*, Nor-
wegen*, Nordmazedonien****, Polen*, Portugal*,
Rumänien*, Schweden*, Schweiz*, Serbien***, Slo-
wakei*, Slowenien*, Spanien*, Tschechien*, Türkei,
Ungarn*, Zypern*
* Staaten, in denen EU-Recht anzuwenden ist.
** Teilweise Suspendierung des Abkommens zwischen der

Österreich und Kosovo durch BGBl. III 132/2012 am 
6. September 2012, die Bestimmungen über die Anzuwen-
denden Rechtsvorschriften bleiben weiterhin anwendbar.

*** In Montenegro, Serbien sowie in Bosnien und Herzego-
wina ist die EKVK verwendbar; aber dabei ist zu beach-
ten, dass die EKVK am Aufenthaltsort dem in Betracht
kommenden Sozialversicherungsträger vorzulegen ist
und in eine gültige Anspruchsbescheinigung umge-
tauscht werden muss.

**** In Nordmazedonien ist die EKVK ebenfalls verwendbar,
wobei die EKVK ohne Einschaltung des Trägers des Auf-
enthaltsortes direkt dem Leistungserbringer vorgelegt
werden kann. 
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